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Amtliche Bekanntmachungen. 


„Das Feldheer braucht dringend Hafer, 


Heu und Stroh! 


Landwirte helft dem Heere!“ 


Kreiseingeſeſſene! 
Sammelt und trocknet die Kerne 
von Kirſchen (auch Sauerkirſchen), Pflau⸗ 
men, Zwetſchen, Mirabellen, Reineklau⸗ 
den, Aprikoſen und Kürbiſſen und liefert 
ſie bei der nächſten Sammelſtelle in der 
Ortſchaft ab. i 
Ihr helft auch damit unſerem Palerlande! 
Thorn den 16. Juli 1918. 


Der Landrat. 
Kleemann. 


Polizeiverordnung, 
betreſſend die tägliche Meldepflicht für die Angehörigen 
feindlicher Staaten. 

Auf Grund des 8 4 des Geſetzes über den Belagerungs⸗ 
zuſtand vom 4. Juni 1851, der 88 6, 12, 15 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. 3. 1850 und der 88 140, 137 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. 6. 1883 
wird für den Befehlsbereich des XVII. Armeekorps und die 
Befehlsbereiche der Feſtungen Danzig, Graudenz, Culm, Ma⸗ 
rienburg, Thorn das Nachſtehende beſtimmt: 
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Alle über 15 Jahre alten, auf freiem Fuße befindlichen 
Angehörigen feindlicher Staaten haben ſich täglich zweimal 
bei der zuſtändigen Ortspolizeibehörde perſönlich zu melden. 

Bi: 

Ausnahmen von der Vorſchrift des § 1, insbeſondere Er- 
leichterungen durch Verringerung der Meldezeiten oder Be⸗ 
freiung von der perſönlichen Meldepflicht, können vom ſtellv. 
Generalkommando zugelaſſen werden. Anträge auf Melde: 
erleichterungen ſind bei den Ortspolizeibehörden bezw. von 
dieſen ſelbſt zu ſtellen. In den Gouvernements⸗ und Komman⸗ 
danturbereichen bedarf es zur Genehmigung dieſer Anträge der 
Zuſtimmung des Gouverneurs bezw. Kommandanten. Für die 
in der Landwirtſchaſt, in Handel, Gewerbe und Induſtrie in 
einem feſten Arbeitsverhältnis ſtehenden Angehörigen feind⸗ 
licher Staaten, über die die Arbeitgeber die Auſſichtspflicht 


auszuüben haben, wird eine zweiwöchentlich einmalige Mel⸗ 
dung feſtgeſetzt, ſoweit nicht in beſonders begründeten Aus⸗ 
nahmefällen weitergehende Erleichterungen zugelaſſen werden. 
Auf dem platten Lande, ſofern ſich die Ortspolizeibehörde 
nicht am Orte befindet, ſind die Meldungen beim Gemeinde⸗ 
oder Gutsvorſtand, in Städten bei dem für die Wohnung des 
Meldepflichtigen zuſtändigen Polizeirevier zu erſtatten. 
= 3 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Bekannt⸗ 
machung in Kraft. 

4. 

Zuwiderhandlungen gegen $ 1 — in den Fällen gewährter 
Melde⸗Erleichterungen gegen die jeweilig feſtgeſetzten Melde⸗ 
vorſchriften — werden mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark, an deren 
Stelle im Nichtbeitreibungsfalle eine Haftſtrafe bis zu vier 
Wochen treten kann, beſtraft. 

Dan ig den 18. November 1917. 

Stellvertretendes Generalkommando XVII. Armeekorps. 
Der kommandierende General. i 

Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 
Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm, Marienburg, 

Vorſtehende Polizeiverordnung bringe ich hiermit zur 
öffentlichen Kenntnis und genauen Beachtung mit dem Be⸗ 
merken, daß dieſer Verordnung nicht unterworfen ſind die 
Staatenloſen und Perſonen mit zweifelhafter Staats⸗ 
angehörigkeit. 

Thorn den 26. Juli 1918. 

Der Landrat des Kreiſes Thorn. 


Vekanntmachung, 
betr. polniſche pfad findervereine. 

Auf Grund des 8 9b des Geſetzes über den Belagerungs⸗ 
zuſtand vom 4. Juni 1851 (G. S. S. 451) in Verbindung mit 
dem Reichsgeſetz vom 11. Dezember 1915 (R. G. Bl. S. 818) 
wird im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit folgendes für den 
Bereich des ftello. XVII. Armeekorps beſtimmt: 

1 


Alle polniſchen Pfadfindervereine — namentlich Skauti⸗ 
und Skautinnen⸗Vereine — werden hiermit aufgelöſt. 

Jede weitere Betätigung dieſer Vereine, jede Beteiligung 
an ihnen und jedes öffentliche Tragen der polniſchen Vereins⸗ 
abzeichen — wie Fahnen, Uniformen, Kopfbedeckungen und 
dergleichen — iſt verboten. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung werden, ſo⸗ 
fern die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe be⸗ 
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ftimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre, beim Vorliegen 
mildernder Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe bis zu 
1500 Mark beſtraft. 


3. 
Dieſe Anordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Danzig, Graudenz, Thorn den 6. Juli 1918. 
Der kommandierende General des ſtellv. XVII. Armeekorps. 
Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 
Der Kommandant der Feſtung Danzig. 


Vorſtehende Bekanntmachung bringe ich hiermit zur 
öffentlichen Kenntnis. Die Ortspolizeibehörden erſuche ich, 
für die Durchführung der Verordnung Sorge zu tragen. 

Thorn den 25. Juli 1918. 

Der Landrat. 


Bekanntmachung., 
betreffend Abmeldung ausländiſcher Arbeiter. 

Auf Grund des § 9 b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 wird 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit für den geſamten Befehls⸗ 
bereich des ſtellvertretenden 17. Armeekorps einſchließlich der Feſtun⸗ 
gen Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg in Ergänzung 
der Bekanntmachung vom 10. April 1917 — IILe. 813 — ange- 
orduet: 

Arbeitgeber, welche ausländische Arbeiter beſchäftigen, find ver: 
pflichtet, binnen ſpäteſtens 24 Stunden der Ortspolizeibehörde Mit- 
teilung zu machen, wenn die beſchäftigten ausläudiſchen Arbeiter die 
Arbeitsſtelle verlaſſen haben oder aus Mangel au Arbeitsgelegenheit 
entlaſſen werden. 

Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre, 
beim Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft oder mit Geldſtrafe 
bis zu 1500 Mk. beſtraft. 

Danzig, Graudenz, Thorn, Culm, Marienburg den 30. April 1918. 
Stellv. Generalkommando 17. Armeekorps. 
der kommandierende General ſtellv. IT. Armeekorps. 
Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. 
die Kommandanten der Feſtungen danzig, Culm und 


Marienburg. 
Abtl. III Nr. 1910. 

Die Orts⸗ ſowie Ortspolizeibehörden und Gendarmeriewacht⸗ 
meiſter werden erſucht, die Durchführung vorſtehender Bekanntmachung 
zu überwachen und mir jeden Fall der Zuwiderhandlung zur An⸗ 
zeige zu bringen. 

Thorn den 28. Juli 1918. 

Der Landrat. 


getrifft die Reichsgetreideordnung für die Erute 1918 

Durch die bereits in Kraft getretene und bei den Orts⸗ 
behörden zur Einſicht ausliegende Reichsgetreideordnung für 
die Ernte 1918 vom 29. Mai 1918 (Reichs⸗Geſetzblatt Nr. 73, 
Seiten 435 bis 463) ſind alle im Reiche angebauten Früchte, 
allein oder mit anderen Früchten gemengt, mit der Trennung 
vom Boden für den Kommunalverband, in deſſen Bezirk ſie 
gewachſen ſind, beſchlagnahmt. 

Unter dieſe Beſchlagnahme fallen folgende Früchte: 
Roggen, Weizen, Spelz (Dinkel, Feſen), Emer, Einkorn, 
Gerſte, Hafer, Mais (Welſchkorn, türkiſcher Weizen, 
Kukuruz), Erbſen einſchl. Futtererbſen aller Art (Pe⸗ 
luſchken), Bohnen einſchl. Ackerbohnen, Linſen, Wicken, 
Lupinen, Buchweizen und Hirſe. 

Die Beſchlagnahme erſtreckt ſich auch auf den. Halm und 
auf die aus den beſchlagnahmten Früchten hergeſtellten Er⸗ 
zeugniſſe, wie Mehl, Schrot, Gries, Graupen, Grütze, Flocken, 
Malz. Mit dem Ausdreſchen wird das Stroh, mit dem Gerben 
die Spelzſpreu, mit dem Ausmahlen für Selbſtverſorger die 
Kleie von der Beſchlagnahme frei. 

Veränderungen an den beſchlagnahmten Vorräten einſchl. 
der Erzeugniſſe hieraus dürfen nur nach vorher eingeholter 
Zuſtimmung des Kommunalverbandes, für welchen ſie beſchlag⸗ 
nahmt ſind, vorgenommen werden. 

Es iſt daher verboten: 


der Ver- und Ankauf der vorbezeichneten Früchte und der 

daraus gewonnenen Erzeugniſſe, 

jede Verfütterung von Brotgetreide, Roggen und Weizen, 

auch in Miſchung mit Gerſte in gedroſchenem oder unge⸗ 
droſchenem Zuſtande, 

jede Verfütterung von Gerſte, Hafer oder Gemenge da raus 

und von Hülſenfrüchten über die nach der Schrotkarte 
zugelaſſene Menge hinaus, 

jeder Umtauſch der beſchlagnahmten Früchte, gleichviel, 

ob zu Ernährungs-, Saat⸗ oder zu anderen Zwecken, 

der Ver⸗ und Ankauf der vorbezeichneten Früchte zu Saat⸗ 

zwecken ohne Genehmigung des Kommunalverbandes 
bezw. ohne Saatkarte. 

Die Unternehmer eines landwirtſchaftlichen Betriebes und 
die Beſitzer beſchlagnahmter Vorräte ſind verpflichtet, die zur 
Ernte erforderlichen Arbeiten, die zur Erhaltung und Pflege 
der Vorräte erforderlichen Handlungen vorzunehmen, auszu⸗ 
dreſchen, bei Gemenge Körner⸗ und Hülſenfrüchte von einander 
zu trennen und die Vorräte an den Kommunalverband abzu⸗ 
liefern oder ihm zur Verfügung zu ſtellen. 

Trotz der Beſchlagnahme dürfen Unternehmer landwirt⸗ 
ſchaftlicher Betriebe aus ihren ſelbſtgebauten Früchten ver⸗ 
brauchen: 

1. zur Ernährung der Selbſtverſorger auf den Kopf für die 

Zeit vom 16. Auguſt 1918 ab bis auf weiteres 

a) an Brotgetreide monatlich insgeſamt 9 kg; 
p) an Gerſte, Hafer und Mais monatlich insgeſamt 2 kg; 
c) an Hülſenfrüchten monatlich insgeſamt 1 kg. Gemenge, 
in dem ſich Hülſenfrüchte befinden, gilt als Hülſenfrüchte; 
d) an Buchweizen für das ganze Wirtſchaftsjahr, d. i. vom 
16. Auguſt d. Is. bis zum 15. Auguſt 1919, insgeſamt 
25 kg; $ 
e) an Hirſe für das ganze Wirtſchaftsjahr insgeſamt 10 kg; 
2. zur Fütterung des im Betriebe gehaltenen Viehs die noch 
bekannt zu gebenden Mengen. Die Verfütterung iſt nur 
in gedroſchenem Zuſtande zuläſſig; i 
3. zur Beſtellung der zum eigenen Betriebe gehörigen Grund⸗ 
ſtücke auf das Hektar an: 

Winterroggen bis zu 155 kg, 

Sommerroggen bis zu 160 kg, 

Winterweizen bis zu 190 kg, 

Sommerweizen bis zu 185 kg, 

Spelz bis zu 210 kg, 

Gerſte bis zu 160 kg, 

Hafer bis zu 150 kg, 

Mais bis zu 150 kg, 

Erbſen einſchl. Futtererbſen aller Art (Peluſchtken) und 
an Bohnen bis zu 200 kg, 

großen Viktoriaerbſen und an Ackerbohnen bis zu 300 kg, 

Linſen bis zu 100 kg, 5 

Saatwicken bis zu 100 kg, 

Lupinen bis zu 200 kg, 

Miſchfrucht dieſelben Sätze 
verhältniſſe der Früchte, 

Buchweizen bis zu 100 kg, 

Hirſe bis zu 30 kg. 

Als Selbſtverſorger gelten der Unternehmer des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebes (Eigentümer oder Pächter), die Ange⸗ 
hörigen jeiner Wirtſchaft einſchl. des Geſindes, ſowie Natural⸗ 
berechtigte, ſoweit ſie als Lohn oder als Leibgedinge (Alten⸗ 
teil, Auszug, Ausgedinge, Leibzucht) Früchte der in Frage 
kommenden Art oder daraus hergeſtellte Erzeugniſſe zu bean⸗ 
ſpruchen haben. Das Recht der Selbſtverſorgung mit Brot⸗ 
getreide bleibt auf ſolche landwirtſchaftlichen Betriebe be⸗ 
ſchränkt, deren Vorräte aus der eigenen Ernte zur Ernährung 
der Selbſtverſorger bis zum 15. September 1919 ausreichen 
und die das zur Ernährung der Selbſtverſorger erforderliche 
Brot ihrer bisherigen Gewohnheit entſprechend ſelbſt herſtellen. 

Den landwirtſchaftlichen Betrieben fernſtehende Perſonen, 
die ſich durch Pacht oder ähnliche Verträge die Rechte von 
Selbſtverſorgern zu verſchaffen ſuchen, während ſie die Bewirt⸗ 
ſchaftung des gepachteten Bodens den Verpächtern überlaſſen, 
gelten nicht als Selbſtverſorger. Läßt ein außerhalb des land⸗ 


nach dem Miſchungs⸗ 
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wirtſchaftlichen Betriebes wohnender Eigentümer oder Pächter 
den Betrieb durch Angeſtellte führen (z. B. eine kaufmänniſche 
Firma, eine Geſellſchaft, eine Genoſſenſchaft oder dergleichen), 
ſo kommen als Selbſtverſorger nur die im landwirtſchaftlichen 
Betriebe ſelbſt lebenden Perſonen in Betracht, nicht aber Per⸗ 
ſonen, die mit dem landwirtſchaftlichen Betriebe in keiner wirt⸗ 
ſchaftlichen Verbindung ſtehen. 


Inhaber von Zehntrechten oder ähnlichen, auf öffentlich⸗ 
rechtlicher oder privatrechtlicher Grundlage beruhenden Rechten, 
z. B. Beamte, Geiſtliche, Lehrer, Angeſtellte, die nach ihrer Be⸗ 
ſoldungsordnung oder ihrem Anſtellungsvertrag Anſpruch auf 


üblich bekannt zu machen. 
Thorn den 25. Juli 1918. 
f Der Landrat. 


Höchſtpreiſe 
für Gemüſe und Obit. 


Die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt hat nach Anhörung von 
Vertretern des öſtlichen, des mittleren und des nordweſtlichen Wirt⸗ 
ſchaftsgebietes und unter Berückſichtigung der früheren Beſchlüſſe der 
Preiskommiſſion bei der Provinzialſtelle für Gemüſe und Obſt für 
Weſtpreußen für die Provinz Weſtpreußen nachſtehende Höchſtpreiſe 
feſtgeſetzt: 8 

Erzeuger⸗Großhandels⸗ Kleinhandels⸗ 
Sorten preis preis preis 
für das Pfund in Pfennigen. 


Sinne der Reichsgetreideordnung. Früchte, die unter die Be⸗ 
ſchlagnahme fallen, dürfen ihnen daher von den Verpflichteten 


Die Verarbeitung der Früchte zur Ernährung der Selbſt⸗ 
verſorger, ſowie zur Fütterung des in ihrem Betriebe gehalte⸗ 
nen Viehs darf nur auf Grund der Mahl- und Schrotkarte, 


nur in der darauf vermerkten Menge, in dem darauf ange⸗ Gemüſe. 
gebenen Zeitraum und in der beſtimmten Mühle erfolgen. Die | Nhabar ben 15 18 25 
Verarbeitung der Früchte auf einer eigenen oder privaten P 20 25 35 
Schrotmühle iſt verboten. f N Erbſen (Schoten) 30 40 55 
Zur Beförderung der Früchte nach der Mühle, ſowie der ee en ae, 4 6 9 
Erzengniſſe von der Mühle nach dem landwirtſchaftlichen Be | Kraut n nee 19 25 
triebe ſind die Mahl⸗ und Schrotkarte mitzuführen und die | desgl ohne Kraut 18 24 32 
ordnungsmäßig ausgefüllten Anhängezettel an den Säcken zu e are 5 25 32 45 
4 a 
befeſtigen. mit Kraut, u Nahverkehr 
Die Annahme und Verarbeitung eines Teils der auf der — Bahnverkehr aus eſchloſen 10 14 20 
Mahl- und Schrotlarte angegebenen Menge iſt nur dann zu⸗ une An ai ER 5 35 
lässig. wenn der Selbſtverſorger oder deſſen Vertreter auf der | Kapatten kleine runde, ohne Kraut 25 32 45 
Rückſeite der Mahlkarte die Erklärung abgegeben hat, daß er | Frühweißkohl „ 20 28 
auf die Verarbeitung der Reſtmenge verzichtet. desgl. vom 8. Auguſt ao . 12 17 25 
Alle übrigen, nicht unter den Begriff „Selbſtverſorger“ Frübrotlahk . 15 20 28 
fallenden Perſonen find „Verſorgungsberechtigte“ und erhalten a 33 20 85 
Brot⸗ und Mehlkarten, auf welche ſie das ihnen geſetzlich zus | Grüne re Buſch⸗ oder 
ſtehende Brot oder Mehl erwerben können. 5 SEN iR 1 5 10. 5 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der Reichs- | desgl vom 8. ug DEIN 
getreideordnung werden nach § 80 R. G. mit Gefängnis bis ea e BER 2 2 = 
zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 50 000 Mark oder Puff- oder Saad hen mit Schoten 15 22 30 
mit einer dieſer Strafen beſtraft. Der Verſuch iſt ſtrafbar. Tomaten 2. 0° e : 140 
Außerdem kann auf Einziehung der Früchte oder Erzeugniſſe, b ft. 
auf welche die ſtrafbare Handlung ſich bezieht, erkannt werden, nah 1. Wahl 129 150 180 
ia = esgl. 2. Wahl!! 75 100 130 
ohne Unterſchied ob fie dem Täter gehören oder nicht, ſoweit | Wald⸗ und Monatserdbeeren 200 240 300 
ſte nicht bereits auf Grund des 8 72 R. G. durch den Kommunal- Stachelbeeren . d 50 60 80 
verband ohre Zahlung einer Entſchädigung für verfallen er⸗ Johannisbeeren, weiße und rote 45 55 75 
klärt worden find. ohannisbeeren, ſchwarze . 55 65 90 
25 imbeeren, in kleinen Packungen 150 180 240 
Thorn den 29. Juli 1918. desgl. in anderer Packung, ins⸗ 
Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. = 3 auch in Fäſſern = = ” 
gubee reg aa 
8 5 5 5 Preißelbeeren 2 9° 65 85 110 
Betrifft landwirtſchaftliche Maſchinen Süße Kirſchen 1. Wahl 45 60 80 
5 desgl. 2. Wahl (auch Preß⸗Brenn⸗ 
Geräte und Erſatzteile, und Marmeladenkirſchen) .. 35 40 55 
Für die Begutachtung der Anträge auf Ausfuhrbewilligung für | Saure Kirſchen 1. Wahl - - 60 75 100 
landwirtſchaftliche Maſchinen, Geräte und Erſatzteile durch die (and: | desgl. 2. Wahl (auch Preß⸗Brenn⸗ 
wirtſchaftliche Maſchinenverſorgungeſtelle Wumba (L. M. V.) iſt e — 60 758 70 
es erforderlich, zuverläſſige Anhaltspunkte daräber zu gewinnen, an Pflaumen, großfrüchtig und Früh⸗ 106 
welchen Arten von landwirtſchaftlichen Maſchinen, Geräten und Er⸗ zwetſchen, nicht Hauszwetſchen 50 70 95 
ſatzteilen in Deutſchland beſonderer Mangel herrſcht. Pflaumen, kleinfrüchtigg 30 40 55 
Die Herren Landwirte werden hiermit aufgefordert, mir als Fedde 3 5 80 
Leiter des Kriegswirtſchaftsamtes ſoſort nähere Mitteilung zu machen, Fallapſel te 15 20 8 
falls ſie irgendwelche benötigten landwirtſchaftlichen Maſchinen, Ge⸗ Fallbirnen Er: ; 15 20 30 
räte und Erſatzteile im freien Handel wicht käuflich erwerben können. Mirabellen 7 120 
Die Kriegswirtſchaftsämter ſuchen alsdann im Benehmen mit den es I ke 2 = 450 180 
zuſtändigen Kriegsamtsſtellen Abhilfe zu ſchaffen. Sind ſie dazu Apitloſen ab 120 m m 


nicht in der Lage, jo teilen fie dieſes ſofort an Wumba (2. M. V.) 
Charlottenburg, Kurfürſtendamm 51, mit. 

Die durch die Meldung der Landwirte gewonnenen Unterlagen 
ſind bei der Abfaſſung desjenigen Teiles des allmonatlich dem Kriegs- 
amt zu erſtattenden Berichts, welcher ſich auf landwirtſchaftliche 
Maſchinen bezieht, beſonders zu verarbeiten. Eine Abſchrrft dieſes 
Teilberichtes iſt gleichfalls unmittelbar an Wumba (L. M. V.) zu 
übermitteln. 


Die vorſtehenden Höchſtpreiſe treten am Mittwoch den 31. Juli 
1918 inkraft. : 
Danzig den 25. Juli 1918. 


Provinzialſtele für Gemüſe und Luft für Mellpreußen. 


von Auwers. Felix Kawalki. 


Thorn den 29. Juli 1918. N 
Der Landrat. 


Die Herrn Ortsvorſteher erſuche ich, Vorſtehendes ſofort orts⸗ 
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Preußiſche Ausführungsauweiſung 


zur 
verordnung über die Preije für Stroh und häckſel aus der 
Ernte 1918 vom 28. Juni 1918. 
(Reichs⸗Geſetzbl. Seite 721). 


8 1. 

Zuſtändige Behörde im Sinne des $ 2, Satz 2 iſt das 
Preußiſche Landesamt für Futtermittel. Dieſes kann die Be⸗ 
ſtimmung, welcher Teil der Vergütung dem Händler oder Kom⸗ 
miſſionär zuſtehen ſoll, den Oberpräſidenten (Provinzial⸗Heu⸗ 
und Strohſtellen) und in den Hohenzollernſchen Landen dem 
Regierungspräjtdenten (Bezirks⸗Heu⸗ und Strohſtelle) über⸗ 
tragen. 


8 2. 

Die Feſtſetzung der für den Weiterverkauf von Stroh und 
Häckſel im Groß⸗ und Kleinhandel, ſowie der für die Abgabe 
von Stroh und Häckſel durch die Kommunalverbände und Ge- 
meinden an die Verbraucher zuläſſigen Höchſtpreiſe gemäß 8 5 
erfolgt durch das Preußiſche Landesamt für Futtermittel. 

Letzteres wird ermächtigt, die Befugnis zur Feſtſetzung 
dieſer Höchſtpreiſe auf die Oberpräſidenten (Provinzial⸗Heu⸗ 
und Strohſtellen) und Regierungspräſidenten, ſowie den Vor⸗ 
fitzenden der Staatlichen Verteilungsſtelle für Groß⸗Berlin 
zu übertragen. 

8 3. 

Dieſe Ausführungsanweiſung tritt mit dem Tage ihrer 
Veröffentlichung im Preußiſchen Staatsanzeiger in Kraft. 

Berlin den 16. Juli 1918. 

Preußiſcher Staatskommiſſar für Volksernährung. 
von Waldow. 


Betrifft Abgabe von Brennholz. 

Die Königliche Regierung, Abteilung für direkte Steuern, Do⸗ 
mänen und Forſten iſt bereit, Brennholz unter folgenden Bedin⸗ 
gungen an Gemeinden und Gutsbezirke bei Selbſteinſchlag abzugeben. 

1. Die Gemeinde verpflichtet ſich, nur das 
von der Forſtverwaltung bezeichnete Holz an den hierzu feſt⸗ 
geſetzten Tagen unter Aufſicht des Gemeindevorſtehers oder des 
von ihm beſtellten Vertreters einzuſchlagen. 

2. Wird Holz eingeſchlagen, das nicht ausgezeichnet iſt, oder 
kommt die Gemeinde den ſonſtigen Anweiſungen der Forſtbe⸗ 
amten nicht nach, ſo verliert ſie das Recht auf den Bezug 
des eingeſchlagenen Holzes. Sie hat den weiteren Einſchlag 
ſofort einzuſtellen und erhält die Werbungskoſten für das auf⸗ 
gearbeitete Holz nach Tarif a der Holzwerbungskoſten er⸗ 
ſtattet; das Holz verbleibt der Forſtverwaltung zum öffentlich 
meiſtbietenden Verkaufe. 

3. Die Gemeinde verpflichtet ſich, allen bei dem Holzeinſchlage 
oder der Abſuhr im Walde angerichteten Schaden an Holzbe— 
ſtänden (Waldbrand uſw.) an Telegraphenleitungen, Brücken, 
Wegen oder Kulturen und dergleichen nach Feſtſetzung durch 
die Forſtverwaltung zu erſtatten. 

4. Alles Holz iſt bis auf 3 em Durchmeſſer auszuknüppeln und 
und in 1 m langen Abſchnitten in Raummaßen aufzuſetzen. 
Ungeſpaltenes Scheitholz, d. h. Rollen über 14 em Durch⸗ 
meſſer am dünnen Ende ift 0,85 m hoch aufzuſetzen; ein Stoß 
von 1 m Länge und Breite und 0,85 m Höhe gilt als 1 
rm Holz, über 14 em Durchmeſſer am dünnen Ende iſt Klo⸗ 
benholz, von 7—14 em Durchmeſſer iſt Knüppelholz, von 
3—7 em iſt Reiſig I. Klaſſe. Stammreiſig aus Durchfor⸗ 
ſtungen jüngerer Beſtände, die kein Derbholz enthalten, iſt 
Reiſig II. Klaſſe. 5 

5. Für das aufgearbeitete Brennholz ſind folgende Preiſe zu 
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Ueber den geſamten Einſchlag erhält der Gemeindevorſteher 
einen Holzverabfolgezettel, der binnen 14 Tagen durch Bar⸗ 
zahlung bei der Forſtkaſſe in EEE 
einzulöſen iſt, widrigenfalls die Forſtverwaltung befugt 
iſt, anderweit über das Holz nach Nr. 2 zu ver⸗ 
fügen. Erſt nach Abgabe dieſes von der Forſtkaſſe quittierten 
Zettels an den Belaufsförſter darf die Abfuhr des Holzes er- 
folgen. Sie muß binnen 6 Wochen nach dem Tage beendet 
ſein, an dem der Gemeindevorſteher die Benachrichtigung des 
Oberförſters über die Ausſtellung des Holzverabfolgezettels 
erhalten hat, widrigenfalls das Holz von der Forſtverwaltung 
unter Erſtattung der Werbungskoſten nach Nr. 2 anderweit 
verkauft werden kann. Die Gefahr des Verluſtes der Ver⸗ 
ſchlechterung oder des Unterganges des Holzes trägt vom Be⸗ 
ginn des Einſchlages die Gemeinde. 

6. Das Anmachen von Feuer im Walde und das Rauchen iſt 
verboten. Für jeden durch Waldfeuer entſtandenen Schaden, 
der durch Fahrläſſigkeit oder Schuld eines beim Brennholz⸗ 
einſchlage beteiligten Gemeindemitgliedes entſtanden iſt, haftet 
die Gemeinde in vollem Umfange. 

7. Die Gemeinde verpflichtet ſich, das eingeſchlagene Brennholz. 
innerhalb der Gemeinde ohne Gewinn für die Gemeindekaſſe 
ausſchließlich zum Brennbedarf zu verteilen. Jede andere Be⸗ 
nutzung des Holzes und jeder ſonſtige Weiterverkauf ift ver⸗ 
boten bei Vermeidung einer Vertragsſtrafe von 20 Mark je 
Raummeter. Außerdem verpflichtet ſich die Gemeinde ausdrück⸗ 
lich, den beim Verkauf erzielten Mehrerlös der Forſtverwal⸗ 
tung herauszugeben. 

8. Zur Sicherung der vorſtehend unter Nr. 1—7 übernommenen 
Verpflichtungen hinterlegt die Gemeinde den Betrag von 
.. Mark geſchrieben . 
auf der Forſtkaſſe zj en. 
Die Forſtverwaltung iſt befugt, ſich aus dieſem Betrage für 
alle Verſtöße gegen die Beſtimmungen unter 1—7 unter Vor⸗ 
behalt weiter gehenden Schadenerſatzanſpruches auf Anweiſung 
des Oberförſters bezahlt zu machen. Die Rückgabe des hinter⸗ 
legten Betrages oder des Reſtbetrages erfolgt ſpäteſtens 6. 
Monate nach Bezahlung des Holzverabfolgezettels auf An⸗ 
trag des Gemeindevorſtehers. 


. 
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Vollzogen auf Grund 
des Gemeindebeſchluſſes vom ten .. 19 


Der Gemeindevorſtand. 


Die Herren Gemeinde- und Gutsvorſteher weile ich hiermit an. 
den zuſtändigen Oberförſtern eine Nachweiſung der brennholzbedürf⸗ 
tigen Haushaltungen mit dem Antrage auf freihändige Holzabgabe 
durch Selbſteinſchlag einzureichen. Die Brennholzforderungen ſind 
auf das äußerſte Bedürfnis zu beſchränken und können von den 
Oberförſtereien nur ſoweit bewilligt werden, als die vorhandenen. 
Waldbeſtände dies geſtatten. Auf die Notwendigkeit der Stubben⸗ 
rodung weiſe ich beſonders hin. Die Gemeinden mache ich darauf 
aufmerkſam, daß fie keinen Anſpruch auf Abgabe von Brennholz in 
nächſter Nähe haben, ſondern die Schläge werden ſo verteilt werden, 
daß jede Gemeinde möglichſt gleichmäßige Abfuhr erhält, ſoweit dies 
überhaupt möglich iſt. 

Die Preiſe des Brennholzes werden je nach den Verhältniſſen 
der einzelnen Reviere verſchieden ſein; der Höchſtpreis wird be- 
tragen: 


Hierzu Beilage. 


Beilage zu Dr. l des Thorner „Kreisblatt.“ 


Mittwoch den 31. Juli 1918. R 
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für Kiefern⸗Kloben 15 Mark je rm 
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Die Bedingungen ſind in der Form von Verträgen durch ord⸗ 
nungsmäßigen Gemeindebeſchluß anzuerkennen. Die zu hinterlegende 
Sicherheit wird je nach dem Umfange der Holzabgabe 100 bis 1000 
Mark betragen. 

Im vorigen Jahre ſind viele Klagen darüber laut geworden, 
daß die Verteilung des Brennholzes in den Gemeinden ungerecht 
erfolgt ift und beſonders kleine Leute nicht genügend berückſichtigt 
ſind. 

Eine aus dieſer Veranlaſſung ſich ergebende Nachbewilligung 
kann nicht erfolgen. 


Thorn den 25. Juli 1918. 
Der Landrat. 


Höchſtpreiſe für Mehl und Brot vom 
1. Auguſt 1918 ab. 

Aufgrund der §§ 59 und 67 der Reichsgetreideordnung für 
die Ernte 1918 vom 29. Mai 1918 hat der Herr Regierungs⸗ 
Präfident in Marienwerder die Mehl: und Brotpreiſe für 
den Umfang des Regierungsbezirks für das Erntejahr 1918 
mit Wirkung vom 1. Auguſt d. Is. ab einheitlich wie folgt 
feſtgeſetzt: 

Für die Abgabe von Mehl an Bäcker oder Mehlhändler 
zum Verbacken oder zum Weiterverkauf an die Verbraucher 

a. für 1 Zentner Roggenmehl 22,00 Mark, 
b. für 1 Zentner Weizenmehl 23,00 „ 

Für die Abgabe von Mehl an die Verbraucher gegen Brot⸗ 

und Mehlmarken i a 
a, für 1 Pfund Roggenmehl 25 Pfg., 
b. für 1 Pfund Weizenmehl 26 „ 

Für die Abgabe von Brot (Semmeln) an die Verbraucher 

gegen Brot- und Mehlmarken 
a. für 1 Pfund Roggenbrot 25 
b. für 1 Pfund Weizenſemmel 30 „. 

Dieſe Preiſe ſind Höchſtpreiſe im Sinne des Geſetzes, be⸗ 
treffend Höchſtpreiſe vom 4. Auguſt 1914 in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 in Verbindung mit 
den Bekanntmachungen vom 21. Januar 1915, vom 23. Maͤrz 
1916, vom 22. März 1917 und mit der Verordnung gegen 
Preistreiberei vom 8. Mai 1918. 

Ueberſchreitungen der Höchſtpreiſe werden nach den Straf⸗ 
vorſchriften der vorbezeichneten Geſetze, Bekanntmachungen und 
Verordnungen ſowie der Reichsgetreideordnung für die Ernte 
1918 vom 29. Mai 1918 beſtraft. der verſuch iſt ſtraſbar. 

Dieſe Anordnung tritt am 1. Auguſt 1018 inkraft. 

Thorn den 30. Juli 1918. 

der Dorfigende des Kreisausſchuſſes. 


Pfg., 


Betrifft Meldeerleichterung. 


Unter Vorbehalt jederzeitigen Wider⸗ 


Bekanntmachung vom 1. 4. 17 — A t. N 
Nr. 1558, abgedruckt im Kreisblatt Nr. 2 
für 1917 —, betr. Meldepflicht geſtattet, daß 
rufs wird unter Bezugnahme auf § 3 der | die nach den Orten Sachſenbrück, Herzogs: Orte erſtatten können. 5 


Vekauntmachung. 
Betrifft Vertragsſchweine zu erhöhten Preiſen 
für die Provinzialfleiſchſtelle in Danzig. 

Auf die im Kreisblatt Nr. 52 vom 29. 6. 18 veröffentlichte 
Bekanntmachung der Provinzialfleiſchſtelle betr. Anmeldung von 
Vertragsſchweinen ſind bisher nur ſehr wenige Meldungen 
erfolgt. Zur Entlaſtung der Rindviehbeſtände bei der Schlacht⸗ 
viehaufbringung iſt es jedoch dringend erforderlich, daß recht 
viele Vertragsſchweine zur Anmeldung gelangen. Nach dem 
Ergebnis der letzten Viehzählung müſſen Jungſchweine, die als 
Vertragsſchweine gemeldet werden könnten, in genügender Zahl 
vorhanden ſein. : 

Die Provinzialfleiſchſtelle ſichert für ſofort zur Anmeldung 
gelangende Vertragsſchweine einen Abnahmepreis von 130 
Mark für 50 kg Lebendgewicht zu. Die Anmeldung ſolcher 
Schweine kann beim hieſigen Landratsamte oder beim Hauptauf⸗ 
käufer Stanislaus Jaugſch, hier, Brombergerſtr. 10, 
erfolgen. Bei jeder Anmeldung iſt eine kurze ſchriftliche Er- 
klärung durch den Meldenden abzugeben. Vordrucke hierzu wer⸗ 
den beim Kreisfleiſchamt, hier, Mauerſtraße 70, oder bei Herrn 
Jaugſch, hier ausgegeben. 

Erfolgt die Abnahme von Vertragsſchweinen durch die 
Provinzialfleiſchſtelle vor dem 1. November 1918, ſo wird ein 
Stückaufſchlag von 35 Mark gezahlt. Sollte nach der Ernte 
Kraftfutter zur Verfügung ſtehen, ſo wird ſolches für die Ver⸗ 
tragsſchweine durch die Provinzialfleiſchſtelle geliefert werden. 

Thorn den 29. Juli 1918. 

Der Landrat. 


Bekanntmachung. 
Auf Grund der Anordnung der Landeszentralbehörden vom 
16. Juli 1918 über den 
An: und verkauf von Zucht⸗, Nutz⸗ und Magervieh 


und der dazu ergangenen Ermächtigung des Königl. Preußiſchen 


Landesfleiſchamts vom 23. Juli 1918 beſtimmen wir folgendes: 


Satz 1. 

Abſatz 1. Jeder Ankauf und Verkauf von Schafvieh (Zucht-, 
Nutz⸗ und Magervieh) darf nur mit unſerer ausdrücklichen ſchrift⸗ 
lichen Genehmigung erfolgen. Ausgenommen ſind die Ankäufe und 
Verkäufe der Aufkäufer (Hauptaufkäufer und Unteraufkäufer) des 
Weſtpreußiſchen Viehhandelsverbandes. 

Abſatz 2. Anträge auf Erteilung der Genehmigung zum Ankauf 
und Verkauf von Schafvieh ſind unter Verwendung des bekannten 
Vordruckes (Einfuhrerlaubnis) für Zucht: und Nutzvieh durch Ver⸗ 
mittelung des zuſtändigen Kommunalverbandes — in Landkreiſen des 
Herrn Landrats, in EEE 52 Magiſtrats — zu ſtellen. 

atz 2. 

Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden 
auf Grund der Bekanntmachung des Reichskanzlers über die Er⸗ 
richtung von Preisprüfungsſtellen und bie Verſorgungsregelung vom 
25. September 1915, R.⸗G.⸗Bl. S. 607, vom 4. November 1915, 
R.⸗G.⸗Bl. S. 728, vom 6. Juli 1916, R.⸗G.⸗Bl. S. 673 und 
auf Grund der Bekanntmachung über Fleiſchverſorgung vom 27. 
März 1916, R.⸗G.⸗Bl. S. 199 beſtraft. a 


Satz 3. 
Dieſe Bekanntmachung tritt am 26. Juli 1918 in Kraft. 
Danzig den 25. Juli 1918. 
Tab. Z. 4585/18. 
Königl. Preußiſche Provinzial⸗Fleiſchſtelle für die Provinz 
5 Weſtpreußen. 


felde und Neugrabia (Aſchenort) Zugereiſteu 
die polizeilichen An- bezw. Abmeldungen bei 
den Gemeindevorſtehern der betreffenden 


Die Gemeindevorſteher haben alle 14 
Tage die An⸗ bezw. Abmeldeliſten der zu: 
ſtändigen Ortspolizeibehörde einzureichen. 
Von seiten des ſtellv. Generalkommandos. 

Der Chef des Stabes. 
Grollmus, 
Generalmajor. 


Vorſtehendes bringe ich hiermit zur 
öffentlichen Kenntnis. Die beteiligten Orts- 
Vorſteher wollen Vorſtehendes ſofort orts- 
üblich bekannt machen. 

Thorn den 29. Juli 1918. 

Der Landrat. 


Höchſtpreis für Karbid. 

Nach Mitteilung des Herrn Miniſters 
für Handel und Gewerbe in Berlin hat die 
Kriegschemikalien⸗Aktiengeſellſchaft den Höchſt⸗ 
preis für den Verkauf von Karbid in kleinen 
Mengen auf 1,35 Mk. je kg ohne Ver⸗ 
packung bei Abgabe bis zu 10 kg erhöht. 
Verpackungen! (Büchſen) ſind zum Geſtehungs⸗ 
preis mit einem Aufpreis von höchſtens 20 % 
abzugeben. 

Thorn den 25. Juli 1918. 

f Der Landrat. 


Mit Bezug auf meine Anordnung über 
Frühdruſch 1918 vom 20. Juni 1918 ( Kreis⸗ 
blatt vom 22. Juni, Nr. 50, S. 238) mache 
ich ſämtliche Getreideerzeuger nochmals darauf 
aufmerkſam, daß die Frühdruſchprämien von 
der Reichsgetreideſtelle nur für Mengen ge⸗ 
zahlt werden, welche in den einzelnen Beit- 
abſchnitten entweder in Waggonladung oder 
zu einem Kommiſſionslager wirklich abge⸗ 
laden worden ſind. 

Beahnamtliche Beſcheinigungen über Nichte 
geſtellung von Waggons ſind nicht erforder⸗ 
lich, da für die Berechnung der Druſchprä⸗ 
mien nur der Zeitpunkt der wirklichen 
Ablieferung maßgebend iſt. 
Thorn den 30, Juli 1918. 
Der Landrat. 


Betrifft Verpflichtung der Kleinhändler 
zum Eintleben der abgenommenen Suder: 
karten⸗Abſchnitte in Sammelbogen. 
Tg,⸗Z. 5718 K. 

Die Provinzialzuckerſtele für Weſtpreu⸗ 
pen hat unter dem 2. d. Mts. die Groß 
und Zwiſchenhändler angewieſen, von den 
Kleinhändlern in Sammelbogen nicht einges 
klebte Zuckerkarten⸗Abſchnitte nicht anzuneh⸗ 
men, ſondern zurückzuweiſen. 
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Druck und Verlag der C. Dombrowski'ſchen Buchdruckerei in Thorn. 
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Eine Lieferung von Zucker auf nicht in 
Sammelbogen eingeklebte Zuckerkarten⸗Ab⸗ 
ſchnitte findet hiernach nicht ſtatt und gehen 
die Kleinhändler des Erſatzes für den auf 
dieſe Abſchnitte abgeſetzten Zucker verluſtig. 

Thorn den 27. Juli 1918. 

Der Landrat. 


Nicht amtliches. 


SIQppecHLEN 


Yrininaliant 


haben abzugeben 
Mendershausen & Levy, 
Culmſee Weſtpr. 


Telegrammadreſſe: Mendershausen, 


eu Nr. 5 und 61. 


Maodtuerlehrling 


findet kräftiger, anſtelliger Knabe ſofort oder 
ſpäter eine Stelle. Schulabgangszeuguis iſt 
bei der Meldung vorzulegen. 


C. Daubromeki ſche Buchdruckerei, 


rn. 


vorzügliches Landkartenwerk 1 
Kreiskarten 


Aller Kreile Weſtpreußens. 


Maßſtab 1: 100000. 
5 facher Farbendruck. 
preis 1 Mi. 
Auch Ihr Uteis iſt 
erſchienen. 
Jeder Kreis wird einzeln abgege⸗ 
ben gegen Einſendung von 1,10 Mk. 
poſtfrei durch. 
Oskar Eulitz Verlag 


Liſſa (Bz. Poſen). 


8886880 
Lie eimatfrunt want nich, 


wenn alle kriegswichtigen Betriebe, Land⸗ 
wirtſchaft und Eiſendahn mit Volldampf 
arbeiten können. Millionen find dort für 
Ench tätig. Helft durch Abgabe ge⸗ 
tragener Anzüge, daß ſie ar⸗ 
beitsfähig bleiben. 


0009809086 


Bilanz der Dreſchgenoſſenſchaft Scharnau 
am 3]. Brend 1017. 


Passiva. 


Aktiva. 

Kaſſenbeſtand 142,21 Mk. 
Wert der Maſchinen N 

nach 10% he . 5061,55 , 
Anteile 5 2000,— „ 
Verluſte pro 1916 339915 
Lfd. Rechnung. 1222 
Utenſilien, Waren ; 369,60 „ 
Verluſt 818,98, 


Summa 13013,86 M. 


Gewinn. 


Dreſchgelder 


Verluſt 818, 98 5 


Summa 1486,98 Mk. | 


Scharnau den 18. Juli 1918. 


668.— Mk.] Zinſen 


11473,86 , 


Geſchäftsguthaben. Br 
Gen.⸗Centralkaſſe 


Summa 13013,86 Mk. N 


| Verluſt. 
538,95 Mk. 
388,03 „ 
560,— 


1486,98 Dt. 


| Unkoſten 
10 % Abſchreibung 0 


Summa 


HN. Brüschke, 


Liquidator. 


